
          Bern, im Oktober 2022 
 
 

Gewaltfreie Erziehung im ZGB verankern 
 
 
Sehr geehrte Frau Ständerätin, sehr geehrter Herr Ständerat 

 
Am 3.11. befinden Sie in der RK-S über die Mo. Nationalrat (Bulliard) 19.4632, welche die Verankerung 
des Rechts der Kinder auf eine gewaltfreie Erziehung im ZGB verlangt. Die RK-S hatte im März die 
Behandlung der Motion ausgesetzt, bis der Bericht des Bundesrates zum Postulat Bulliard (20.3185) 
vorliegt. Der Bericht wurde am 19.10. publiziert.  

 
Der Bundesrat zeigt sich im Bericht überzeugt, dass die rechtliche Lage betreffend Gewalt in der Erzie-
hung bereits klar sei. Für die Bevölkerung ist dies nicht so: 
Nur bei schwerer körperlicher Gewalt besteht allgemeine Klarheit darüber, dass diese nicht erlaubt ist. 
Verhaltensweisen, die psychische Gewalt beinhalten, werden hingegen von fast 40% der 
Eltern als zulässig angesehen.1 Bei der Gewalt gegen Kinder soll es keinen Spielraum für Interpre-
tationen geben, die gewaltfreie Erziehung muss deshalb ausdrücklich und eindeutig ins Gesetz. 
 
Zwei Drittel der Eltern denken, ein gesetzliches Recht auf gewaltfreie Erziehung fördere die gesellschaft-
liche Bereitschaft zur gewaltfreien Erziehung und helfe, Kinder vor Gewalt in der Erziehung zu schützen. 
12% der Eltern geben sogar an, sie würden ihre Kinder anders erziehen, wenn ein Recht 
auf gewaltfreie Erziehung im Gesetz verankert wäre – die eindeutige Aufnahme ins Ge-
setz würde Kinder tatsächlich schützen! 
 
Die Erfahrungen aus anderen europäischen Ländern zeigen: Es ist die Kombination von einer gesetz-
lichen Verankerung der gewaltfreien Erziehung und Sensibilisierungs- und Präventionsmassnahmen, 
die erfolgreich zu einer Verringerung der Gewalt gegen Kinder führt. 
 
Zur Erfüllung des Postulats macht der Bundesrat einen konkreten Lösungsvorschlag – eine Ergänzung 
der Abs. 1 und 4 im Art. 302 ZGB – und zeigt dabei auf, dass eine Lösung möglich ist, die den Erzie-
hungsberechtigten weiterhin Erziehungsfreiheit gewährt, nicht kriminalisiert, nicht in das aktuelle Kin-
desschutzsystem eingreift, aber präventiv wirkt und Hilfe ermöglicht. Es gibt keinen Grund gegen 
eine Ergänzung von Art. 302 ZGB, aber viele dafür.  
 

 
1 Alle Zahlen stammen aus der neusten wissenschaftlichen Begleitstudie (Universität Freiburg, 2022) zur Kam-
pagne «Starke Ideen - es gibt immer eine Alternative zur Gewalt» von Kinderschutz Schweiz.  
https://www.kinderschutz.ch/engagement/praventionskampagne/starke-ideen-studie-bestrafungsverhalten 
 



Die ausdrückliche, eindeutige Aufnahme der gewaltfreien Erziehung in das ZGB schafft 
Klarheit, korrigiert die seit vielen Jahren nicht mehr haltbare Ansicht, es gebe ein notwendiges und 
erlaubtes Mass an Gewalt in der Erziehung und legt ein ideales Fundament für Sensibilisierung 
und Prävention. Die explizite Erwähnung im Gesetz bewirkt eine Änderung des Erziehungsver-
haltens und schützt Kinder vor Gewalt.  
 
Die untenstehenden Organisationen bitten Sie, die Mo. Bulliard Ihrem Rat zur Annahme 
zu empfehlen.  
 
Mit freundlichen Grüssen  

 
 

Yvonne Feri  Valentina Darbellay 
Nationalrätin, Stiftungsratspräsidentin Präsidentin, Netzwerk Kinderrechte Schweiz 
Stiftung Kinderschutz Schweiz    
 
 
 
Elisabeth Baume-Schneider Philipp Kutter 
Ständerätin, Co-Präsidentin Alliance Enfance Nationalrat, Co-Präsident Alliance Enfance 
  
 
 

 
 
 

 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
           
 
 
 
 
 
 
   


